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Merkblatt zur neuen Umwandlungsgenehmigungs- und Gebietsbestimmungsverordnung des 

Landes Hessen vom 28.04.2022 

- Wichtige Hinweise – 

gLandeshauptstadt Wiesbaden 

Der Magistrat 

Amt für Soziale Arbeit 

Kommunaler Wohnungsservice 

 
 
 

 

 

 
Allgemeine Infos: 

 

Amt für Soziale Arbeit 
Kommunaler Wohnungsservice 
Homburger Straße 29 
65197 Wiesbaden 

genehmigungsvorbehalte@wiesbaden.de 
Fax: 0611/31-3923 
Tel.: 0611/31-2942 

Da die Organisationseinheit aktuell noch im 
Aufbau ist, wird eine Kommunikation per 
Email bevorzugt. 

 
Genehmigungserfordernis 

Wenn Ihr Gebäude über mindestens sieben Wohnungen verfügt und zum Zeitpunkt des 

Inkrafttretens der o.g. Verordnung bereits bestand, benötigen Sie für die Begründung von 

Wohnungseigentum oder Teileigentum seit dem 12.05.2022 eine „Umwandlungs- 

genehmigung“. 

Dies gilt auch, wenn Sie für Ihr Objekt Wohnungserbbaurechte oder Dauerwohnrechte 

begründen möchten oder Sie Bruchteilseigentümer nach § 1008 BGB sind oder werden und 

Ihnen zugleich nach § 1010 BGB Räume zur ausschließlichen Benutzung zugewiesen 

werden sollen. 

Ohne diese Genehmigung kann das Grundbuchamt keine entsprechende Eintragung im 

Grundbuch vornehmen. Das Genehmigungserfordernis gilt im gesamten Gebiet der Stadt 

Wiesbaden. 

 

Rechtsgrundlage: § 250 des Baugesetzbuches (BauGB), Umwandlungsgenehmigungs- und 

Gebietsbestimmungsverordnung des Landes Hessen vom 28.04.2022. 

 
Antragstellung 

Für die Genehmigung zur Begründung von Wohnungseigentum oder Teileigentum müssen 

Sie einen Antrag stellen. 

Dem Antrag sind beizufügen: 

- Teilungserklärung 

- Abgeschlossenheitsbescheinigung mit Aufteilungsplänen (in Kopie) 

- Vollmacht, falls der/die Antragsteller/-in nicht Eigentümer/-in ist 

- Aktueller Grundbuchauszug 
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Darüber hinaus sind die im Antragsformular genannten Nachweise zur Begründetheit Ihres 

Antrages vorzulegen. 

 
Genehmigungsvoraussetzungen 

 
Eine Genehmigung kann nach Prüfung erteilt werden, wenn die Umwandlung durch einen 

der folgenden Sachverhalte begründet ist: 

1) Das Anwesen gehört zu einem Nachlass und soll unter den Erben aufgeteilt werden 

2) Das Wohnungs- oder Teileigentum soll an Familienangehörige zur eigenen Nutzung 

veräußert werden 

3) Das Wohnungs- oder Teileigentum soll zur eigenen Nutzung an mindestens zwei 

Drittel der Mieter veräußert werden 

4) Die Erhaltung der baulichen Anlage ist wirtschaftlich unzumutbar 

5) Es gibt Ansprüche Dritter auf die Übertragung von Wohnungseigentum oder 

Teileigentum 

 
Gebühren 

Die Genehmigungsgebühr beträgt 100 Euro. 


